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Der kategorische (unbedingte) Imperativ  ist derjenige, welcher nicht etwa mittelbar, 
durch die Vorstellung eines Zwecks, der durch die Handlung erreicht werden könne, 
sondern der sie durch die bloße Vorstellung dieser Handlung selbst (ihrer Form),  
also unmittelbar als objektiv-notwendig denkt und notwendig macht; [...]

Das Richtige,
nicht das Gute

MdS RL AB 21

Der Unterschied der Tugend vom Laster kann nie in Graden der Befolgung gewisser 
Maximen,  sondern muß allein in der spezifischen Qualität derselben (dem Verhältnis 
zum Gesetz) gesucht werden; mit anderen Worten, der gelobte Grundsatz (des Aris-
toteles), die Tugend in dem Mittleren zwischen zwei Lastern zu setzen, ist falsch. [...]

MdS TL A 43 f.

In den allgemeinen Prinzipien der Sitten kann nichts Ungewisses sein,  weil die Sät-
ze entweder ganz und gar nichtig und sinnleer sind, oder bloß aus unseren Ver-
nunftbegriffen fließen müssen. Dagegen gibt es in der Naturkunde eine Unendlich-
keit  von Vermutungen, in Ansehung deren niemals Gewißheit erwartet  werden kann, 
weil die Naturerscheinungen Gegenstände sind,  die uns unabhängig von unseren 
Begriffen gegeben werden, zu denen also der Schlüssel nicht in uns und unserem 
reinen Denken, sondern außer uns liegt,  und eben darum in vielen Fällen nicht auf-
gefunden, mithin kein sicherer Aufschluß erwartet werden kann. [...]

KrV A 480 f. B 508 f.

Zwei Dinge erfüllen das Gemüt mit immer neuer und zunehmender Bewunderung 
und Ehrfurcht, je öfter und anhaltender sich das Nachdenken damit beschäftigt: Der 
besternte Himmel über mir, und das moralische Gesetz in mir. [...]

Vernunft
statt Intuition

KpV A 289 f.

Wie ist  ein kategorischer Imperativ  möglich? Das vernünftige Wesen zählt sich als 
Intelligenz zur Verstandeswelt, und, bloß als eine zu dieser gehörige wirkende Ursa-
che,  nennt es seine Kausalität einen Willen. Von der anderen Seite ist  es sich seiner 
doch auch als eines Stücks der Sinnenwelt  bewußt, [...] Als bloßen Gliedes der Ver-
standeswelt würden also alle meine Handlungen dem Prinzip der Autonomie des 
reinen Willens vollkommen gemäß sein; als bloßen Stücks der Sinnenwelt würden 
sie gänzlich dem Naturgesetz der Begierden und Neigungen, mithin der Heterono-
mie der Natur gemäß genommen werden müssen. (Die ersteren würden auf  dem 
obersten Prinzip der Sittlichkeit, die zweiten der Glückseligkeit, beruhen.) Weil aber 
die Verstandeswelt den Grund der Sinnenwelt, mithin auch der Gesetze derselben, 
enthält, also in Ansehung meines Willens (der ganz zur Verstandeswelt  gehört) un-
mittelbar gesetzgebend ist, und also auch als solche gedacht werden muß, so wer-
de ich mich als Intelligenz, obgleich andererseits wie ein zur Sinnenwelt  gehöriges 
Wesen, dennoch dem Gesetze der ersteren, d. i. der Vernunft, die in der Idee der 
Freiheit  das Gesetz derselben enthält, und also der Autonomie des Willens unter-
worfen erkennen, folglich die Gesetze der Verstandeswelt für mich als Imperativen 
und die diesem Prinzip gemäße Handlungen als Pflichten ansehen müssen. [...]

GMS AB 110 f.

Der praktische Imperativ  wird also folgender sein: Handel so, daß du die Mensch-
heit,  sowohl in deiner Person, als in der Person eines jeden andern,  jederzeit zu-
gleich als Zweck, niemals bloß als Mittel brauchest. [...]

Kategorischer
Imperativ

GMS AB 66 f.

Diese Gesetzgebung muß aber in jedem vernünftigen Wesen selbst  angetroffen 
werden,  und aus seinem Willen entspringen können, dessen Prinzip also ist:  keine 
Handlung nach einer andern Maxime zu tun, als so, daß es auch mit  ihr bestehen 
könne,  daß sie ein allgemeines Gesetz sei, und also nur so, daß der Wille durch 
seine Maxime sich selbst zugleich als allgemein gesetzgebend betrachten könne. 
[...]

GMS AB 75 f.

[S]o kann der kategorische Imperativ  auch so ausgedrückt werden: Handle nach 
Maximen,  die sich selbst zugleich als allgemeine Naturgesetze zum Gegenstande 
haben können.  So ist  also die Formel eines schlechterdings guten Willens beschaf-
fen. [...]

GMS AB 81 f.

Handle so, daß die Maxime deines Willens jederzeit zugleich als Prinzip einer all-
gemeinen Gesetzgebung gelten könne. [...]

KpV A 54



Der oberste Grundsatz der Sittenlehre ist also:  handle nach einer Maxime, die zu-
gleich als allgemeines Gesetz gelten kann. – Jede Maxime, die sich hierzu nicht 
qualifiziert, ist der Moral zuwider. [...]

MdS RL AB 26

Die Lüge (in der ethischen Bedeutung des Worts), als vorsätzliche Unwahrheit  ü-
berhaupt,  bedarf  es auch nicht,  anderen schädlich zu sein,  um für verwerflich erklärt 
zu werden; denn da wäre sie Verletzung der Rechte anderer. Es kann auch bloß 
Leichtsinn,  oder gar Gutmütigkeit,  die Ursache davon sein,  ja selbst ein wirklich gu-
ter Zweck dadurch beabsichtigt werden, so ist doch die Art, ihm nachzugehen, durch 
die bloße Form ein Verbrechen des Menschen an seiner eigenen Person, und eine 
Nichtswürdigkeit,  die den Menschen in seinen eigenen Augen verächtlich machen 
muß. [...]
Der Mensch, als moralisches Wesen (homo noumenon),  kann sich selbst, als physi-
sches Wesen (homo phoenomenon), nicht als bloßes Mittel (Sprachmaschine) brau-
chen,  das an den inneren Zweck (der Gedankenmitteilung) nicht  gebunden wäre, 
sondern ist an die Bedingung der Übereinstimmung mit der Erklärung (declaratio) 
des ersteren gebunden, und gegen sich selbst zur Wahrhaftigkeit verpflichtet. [...]

Radikale
Deontologie

MdS TL A 85

Der Begriff  der Freiheit ist  ein reiner Vernunftbegriff, der eben darum für die theoreti-
sche Philosophie transzendent, d. i.  ein solcher ist, dem kein angemessenes Bei-
spiel in irgend einer möglichen Erfahrung gegeben werden kann, welcher also kei-
nen Gegenstand einer uns möglichen theoretischen Erkenntnis ausmacht, und 
schlechterdings nicht für ein konstitutives, sondern lediglich als regulatives und zwar 
nur bloß negatives Prinzip der spekulativen Vernunft gelten kann, im praktischen 
Gebrauch derselben aber seine Realität durch praktische Grundsätze beweiset, die, 
als Gesetze, eine Kausalität  der reinen Vernunft, unabhängig von allen empirischen 
Bedingungen (dem Sinnlichen überhaupt), die Willkür bestimmen und einen reinen 
Willen in uns beweisen, in welchem die sittlichen Begriffe und Gesetze ihren Ur-
sprung haben. [...]

Freiheit
MdS RL AB 18 f.

Der Inbegriff  der Gesetze, für welche eine äußere Gesetzgebung möglich ist, heißt 
die Rechtslehre (ius). Ist  eine solche Gesetzgebung wirklich, so ist sie Lehre des 
positiven Rechts  und der Rechtskundige derselben, oder Rechtsgelehrte (iuriscon-
sultus),  heißt rechtserfahren (iurisperitus), wenn er die äußern Gesetze auch äußer-
lich,  d. i. in ihrer Anwendung auf  in der Erfahrung vorkommende Fälle kennt,  die 
auch wohl Rechtsklugheit (iurisprudentia) werden kann, ohne beide zusammen aber 
bloße Rechtswissenschaft (iurisscientia) bleibt. Die letztere Benennung kommt der 
systematischen Kenntnis der natürlichen Rechtslehre (ius naturae) zu, wiewohl der 
Rechtskundige in der letzteren zu aller positiven Gesetzgebung die unwandelbaren 
Prinzipien hergeben muß.

Rechtslehre
MdS RL AB 31

Was ist Recht? Diese Frage möchte wohl den Rechtsgelehrten,  wenn er nicht in 
Tautologie verfallen, oder, statt einer allgemeinen Auflösung, auf  das, was in irgend 
einem Lande die Gesetze zu irgend einer Zeit  wollen, verweisen will,  eben so in 
Verlegenheit  setzen, als die berufene Aufforderung: Was ist Wahrheit? den Logiker. 
Was Rechtens sei (quid sit iuris), d. i. was die Gesetze an einem gewissen Ort und 
zu einer gewissen Zeit  sagen oder gesagt haben, kann er noch wohl angeben; aber, 
ob das, was sie wollten, auch recht sei, und das allgemeine Kriterium, woran man 
überhaupt Recht sowohl als Unrecht (iustum et iniustum) erkennen könne, bleibt ihm 
wohl verborgen, wenn er nicht eine Zeitlang jene empirischen Prinzipien verläßt, die 
Quellen jener Urteile in der bloßen Vernunft  sucht (wiewohl ihm dazu jene Gesetze 
vortrefflich zum Leitfaden dienen können), um zu einer möglichen positiven Gesetz-
gebung die Grundlage zu errichten. Eine bloß empirische Rechtslehre ist  (wie der 
hölzerne Kopf  in Phädrus' Fabel) ein Kopf, der schön sein mag, nur schade! daß er 
kein Gehirn hat. [...]

Recht
MdS RL AB 31 f.

Das Recht ist also der Inbegriff  der Bedingungen, unter denen die Willkür des einen 
mit der Willkür des andern nach einem allgemeinen Gesetz der Freiheit zusammen 
vereinigt werden kann.

Definition
MdS RL AB 33

Allgemeines Prinzip des Rechts: "Eine jede Handlung ist recht, die oder nach deren 
Maxime die Freiheit der Willkür eines jeden mit jedermanns Freiheit nach einem 
allgemeinen Gesetze zusammen bestehen kann etc."
Wenn also meine Handlung, oder überhaupt mein Zustand, mit der Freiheit von je-
dermann nach einem allgemeinen Gesetze zusammen bestehen kann, so tut  der 
mir Unrecht,  der mich daran hindert; denn dieses Hindernis (dieser Widerstand) 
kann mit der Freiheit nach allgemeinen Gesetzen nicht bestehen.

Allgemeines
Prinzip

MdS RL A 33 B 33 f.



Das angeborne Recht  ist nur ein einziges: Freiheit (Unabhängigkeit von eines ande-
ren nötigender Willkür), sofern sie mit jedes anderen Freiheit nach einem allgemei-
nen Gesetz zusammen bestehen kann, ist dieses einzige, ursprüngliche, jedem 
Menschen,  kraft seiner Menschheit,  zustehende Recht. – Die angeborne Gleichheit, 
d. i. die Unabhängigkeit, nicht zu mehrerem von anderen verbunden zu werden, als 
wozu man sie wechselseitig auch verbinden kann; mithin die Qualität des Men-
schen, sein eigener Herr (sui iuris) zu sein, imgleichen die eines unbescholtenen 
Menschen (iusti),  weil er, vor allem rechtlichen Akt, keinem Unrecht getan hat; end-
lich auch die Befugnis, das gegen andere zu tun, was an sich ihnen das Ihre nicht 
schmälert, wenn sie sich dessen nur nicht annehmen wollen; dergleichen ist, ihnen 
bloß seine Gedanken mitzuteilen, ihnen etwas zu erzählen oder zu versprechen, es 
sei wahr oder aufrichtig, oder unwahr und unaufrichtig (veriloquium aut falsiloquium), 
weil es bloß auf  ihnen beruht, ob sie ihm glauben wollen oder nicht – alle diese Be-
fugnisse liegen schon im Prinzip der angebornen Freiheit,  und sind wirklich von ihr 
nicht (als Glieder der Einteilung unter einem höheren Rechtsbegriff) unterschieden.
Die Absicht, weswegen man eine solche Einteilung in das System des Naturrechts 
(sofern es das angeborne angeht) eingeführt  hat, geht darauf  hinaus,  damit,  wenn 
über ein erworbenes Recht ein Streit entsteht und die Frage eintritt, wem die Be-
weisführung (onus probandi) obliege, entweder von einer bezweifelten Tat, oder, 
wenn diese ausgemittelt ist,  von einem bezweifelten Recht, derjenige, welcher diese 
Verbindlichkeit  von sich ablehnt, sich auf  sein angebornes Recht der Freiheit  (wel-
ches nun nach seinen verschiedenen Verhältnissen spezifiziert wird) methodisch 
und gleich als nach verschiedenen Rechtstiteln berufen könne. [...]

Angebornes
Recht

MdS RL AB 45 ff.

Alle Pflichten sind entweder Rechtspflichten (officia iuris), d. i. solche, für welche 
eine äußere Gesetzgebung möglich ist, oder Tugendpflichten (officia virtutis, s. ethi-
ca),  für welche eine solche nicht möglich ist; – die letztern können aber darum nur 
keiner äußeren Gesetzgebung unterworfen werden, weil sie auf  einen Zweck gehen, 
der (oder welchen zu haben) zugleich Pflicht ist; sich aber einen Zweck vorzusetzen, 
das kann durch keine äußerliche Gesetzgebung bewirket werden (weil es ein inne-
rer Akt des Gemüts ist); obgleich äußere Handlungen geboten werden mögen, die 
dahin führen, ohne doch daß das Subjekt sie sich zum Zweck macht.

Pflichten
MdS RL AB 47

Warum wird aber die Sittenlehre (Moral) gewöhnlich (namentlich vom Cicero) die 
Lehre von den Pflichten und nicht auch von den Rechten betitelt? da doch die einen 
sich auf  die andern beziehen. – Der Grund ist dieser: Wir kennen unsere Freiheit 
(von der alle moralischen Gesetze, mithin auch alle Rechte sowohl als Pflichten 
ausgehen) nur durch den moralischen Imperativ, welcher ein pflichtgebietender Satz 
ist, aus welchem nachher das Vermögen, andere zu verpflichten, d. i. der Begriff  des 
Rechts, entwickelt werden kann. [...]

Pflicht vor
Recht

MdS RL AB 48


